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PFLEGEHEIM

Kein Einfluss pandemiebedingter Beschränkungen  
auf das Heimentgelt
|  Bewohner einer stationären Pflegeeinrichtung müssen trotz Besuchs- und Ausgangs
beschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie das volle Heimentgelt zahlen. So hat es 
der Bundesgerichtshof (BGH) jetzt entschieden.  |

Die Klägerin schuldete der Beklagten ein Zimmer sowie Pflege- und Betreuungsleistungen 
nach dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz in Verbindung mit dem Pflegevertrag. Diese 
Kernleistungen konnte sie trotz der angeordneten Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen voll 
erbringen. Eine Entgeltkürzung wegen Nicht- oder Schlechtleistung scheidet daher aus.

Das Heimentgelt war auch nicht wegen Störung der Geschäftsgrundlage herabzusetzen. Durch 
die Beschränkungen hat sich die Geschäftsgrundlage des Pflegevertrags nicht schwerwiegend 
geändert. Diese Beschränkungen dienten primär dem Gesundheitsschutz der (vulnerablen) 
Heimbewohner und der Mitarbeiter, ohne den Vertragszweck infrage zu stellen.

Die Schlussfolgerung des BGH: Der Beklagten war es zuzumuten, am unveränderten Vertrag 
festzuhalten. Er wies darauf hin, dass der Lockdown das gesamte gesellschaftliche Zusammen-
leben erfasste, also auch Nichtheimbewohner.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 28.4.2022, III ZR 240/21, PM 78/2022 vom 1.6.2022

IMPFPFLICHT

Masernimpfung: Einzelimpfstoff aus der Schweiz reicht aus
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Ansbach hat dem Eilantrag gegen eine Betretungsuntersagung 
von Kindertageseinrichtungen mangels Nachweises eines ausreichenden Impfschutzes  
gegen Masern jetzt stattgegeben.  |

Das war geschehen
Der dreijährige Antragsteller sollte von der Kinderkrippe in die Kindertageseinrichtung  
wechseln. Seine Eltern wiesen nach, dass er zweimal mit einem in der Schweiz, nicht aber in 
Deutschland zugelassenen Einzelimpfstoff gegen Masern geimpft worden war. In Deutschland 
gibt es nur Kombinationsimpfstoffe (z. B. gegen Masern, Mumps und Röteln). Das Gesundheits-
amt untersagte dem Antragsteller den Wechsel bis zum Nachweis eines ausreichenden  
Masernimpfschutzes.

Das VG gab dem dagegen gerichteten Eilantrag statt: Der Antragsteller sei ausreichend gegen 
Masern geimpft. Das Infektionsschutzgesetz sieht keine Einschränkung auf nur in Deutschland 
zugelassene Impfstoffe vor.

Masern-Impfstoff: Keine Vorgaben wie bei Covid-19-Impfstoff
Im Gegensatz zur einrichtungsbezogenen Impfpflicht gegen Covid-19, die ausdrücklich die  
Zulassung des Impfstoffs durch die EU oder das EU-Ausland bei identischer Formulierung vor-
schreibt, hat der Gesetzgeber bei der Masern-Impfpflicht auf diese Einschränkung verzichtet. 
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Gutes Verhältnis zu einem leiblichen Elternteil?  
Das kann einer Adoption entgegenstehen!
|  Ein Volljähriger kann als Kind angenommen werden, wenn die Annahme sittlich gerecht­
fertigt ist. Das ist der Fall, wenn zwischen dem Annehmenden und dem Volljährigen ein  
Eltern-Kind-Verhältnis bereits besteht, oder dies zu erwarten ist. Hat der Volljährige aber 
eine ungestörte, intakte Beziehung zu einem leiblichen Elternteil, können Zweifel am o. g. 
Eltern-Kind-Verhältnis berechtigt sein. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe nun 
entschieden.  |

Oberlandesgericht: Soziale Prägung zu leiblichen Eltern hat besondere Qualität
Das OLG betont, dass das natürliche Kindschaftsverhältnis zwar keine rechtliche Exklusivität 
für sich beanspruchen kann. Es entspräche jedoch grundsätzlich keiner Lebenserfahrung, dass 
derjenige, der auf der Grundlage seiner in der Kindheit erfahrenen sozialen Prägung weiterhin 
durch ein echtes Eltern-Kind-Verhältnis mit seinen leiblichen Eltern verbunden ist, eine Bezie­
hung von vergleichbarer Qualität zu entfernteren Verwandten oder gar zu familienfremden  
Personen aufzubauen vermag.

Beziehung zur leiblichen Mutter war intakt
Im vorliegenden Fall hatte das OLG solche Zweifel wegen der ungestörten und intakten Bezie­
hung des Anzunehmenden zu seiner leiblichen Mutter, auch wenn das OLG betont, dass gute 
Beziehungen zu den leiblichen Eltern der Annahme eines Eltern-Kind-Verhältnisses zwischen 
dem Annehmenden und dem Volljährigen nicht per se entgegenstehen. Sie sind aber geeignet, 
Zweifel am Bestehen eines Eltern-Kind-Verhältnisses zu begründen.

Beachten Sie  |  Die Begründung eines Eltern-Kind-Verhältnisses kommt daher regelmäßig 
schon dann nicht in Betracht, wenn eine ungestörte intakte Beziehung des Anzunehmenden zu 
mindestens einem leiblichen Elternteil besteht, soweit nicht dieser Elternteil Lebensgefährte 
oder Lebensgefährtin des Annehmenden ist.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Beschluss vom 17.5.2022, 18 UF 60/21

Der verwendete Impfstoff durfte von deutschen Apotheken importiert werden und stand damit 
deutschen Verwendern entsprechend dem Wortlaut des Gesetzes „zur Verfügung“. Nicht  
ersichtlich sei, dass der Wirkstoff aus der Schweiz weniger sicher und wirksam sei als in 
Deutschland zugelassene Wirkstoffe.

Gegen den Beschluss kann Beschwerde zum Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) 
eingelegt werden.

QUELLE  |  VG Ansbach, Beschluss vom 5.5.2022, AN 18 S 22.00535, Abruf-Nr. 229337 unter www.iww.de, PM vom 6.5.2022
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PFLICHTTEILSSTRAFKLAUSEL

Korrektur eines Nachlassverzeichnisses zu verlangen,  
bedeutet nicht, den Pflichtteil zu fordern
|  Setzen sich Eheleute in einem gemeinschaftlichen Testament gegenseitig zu Alleinerben 
und ihre Kinder zu Schlusserben des Längstlebenden ein, wird häufig eine sog. Pflichtteils­
strafklausel vereinbart. Danach verliert ein Schlusserbe seinen Erbanspruch nach dem 
Längstlebenden, wenn er schon nach dem Tod des Erstverstobenen seinen Pflichtteil fordert. 
Er erhält dann auch nach dem Tod des Längstlebenden nur seinen Pflichtteil. Das Ober­
landesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat nun entschieden: Eine solche Pflichtteilsstraf­
klausel ist nicht bereits erfüllt, wenn der Schlusserbe nach dem Tod des Erstversterbenden 
eine Korrektur des ihm vorgelegten Nachlassverzeichnisses fordert.  |

Das war geschehen
Die Erblasserin war Witwe. Aus der Ehe gingen vier Kinder hervor, von denen eines vorverstor­
ben war und seinerseits zwei Kinder hinterließ. Einige Jahre vor dem Tod des erstverstorbenen 
Ehemanns errichteten die Eheleute ein gemeinschaftliches Testament, in dem sie sich  
gegenseitig zu Alleinerben einsetzten und ihre Kinder, ersatzweise deren Abkömmlinge, zu 
Schlusserben des Längstlebenden beriefen.

„Berliner Testament“
Für den Fall, dass einer der Schlusserben nach dem Tod des Erstverstorbenen seinen Pflichtteil 
fordert, bestimmten die Eheleute, dass er dann auch nach dem Längstlebenden nur seinen 
Pflichtteil erhalten solle (sog. Pflichtteilsstrafklausel). Nach dem Tod des Ehemanns forderte 
die Schlusserbin die Erblasserin auf, ihr ein Nachlassverzeichnis vorzulegen und verlangte 
nach dessen Zusendung eine Nachbesserung sowie die Vorlage eines Wertgutachtens  
betreffend einer in den Nachlass fallenden Immobilie. Zu einer Auszahlung oder einer gericht­
lichen Geltendmachung des Pflichtteils kam es nicht.

Als auch die Erblasserin gestorben war, beantragte die Antragstellerin als eine der Schluss­
erben einen gemeinschaftlichen Erbschein auf der Grundlage des gemeinschaftlichen Testa­
ments der Eheleute. Sie berücksichtigte dabei allerdings nicht die Schlusserbin, da diese ihren 
Erbanteil verwirkt habe. Das Nachlassgericht kündigte mit dem angefochtenen Beschluss den 
Erlass des beantragten Erbscheins an. Hiergegen legte die Schlusserbin Beschwerde mit dem 
Argument ein, sie habe nicht ihren Pflichtteil nach dem Tod des Erstverstobenen von der jetzi­
gen Erblasserin gefordert.

Pflichtteilsstrafklausel war hier nicht erfüllt
Das OLG gab ihr Recht. Die Pflichtteilsstrafklausel sei nicht erfüllt. Auch wenn das Einfordern 
des Nachlassverzeichnisses und die hieran geübte Kritik zu einer Belastung der überlebenden 
Ehegattin geführt habe, sei darin allein noch kein Fordern des Pflichtteils zu sehen. Dies sei 
zunächst nur das Verlangen einer Auskunft über den Wert des Nachlasses. Auf eine solche Aus­
kunft sei der Pflichtteilsberechtigte angewiesen, um eine für ihn sinnvolle Entscheidung treffen 
zu können. Eheleute, die bereits den überlebenden Ehegatten vor einem Auskunftsverlangen 
der Schlusserben schützen wollten, müssten dies im Rahmen der testamentarischen Pflicht­
teilsstrafklausel deutlich zum Ausdruck bringen.

Der Beschluss ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 1.2.2022, 21 W 182/21, PM 26/2022 vom 28.3.2022


